Geſez⸗ Sammlung 


für die 


STR Nr. 33. 5 


(Nr, 7085.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. April 1868., betreffend die Ausgabe von Schuld⸗ 
i verſchreibungen zur Abtragung der nach den Artikeln VIII. und IX. des 
Wiener Friedensvertrages vom 30. Oktober 1864. von den Elbherzogthümern 


an das Königreich Dänemark zu entrichtenden Schuld. 


luf den Bericht vom 25. April d. J. genehmige Ich, daß zur Abtragung der 
'taatsſchuld, welche in Gemäßheit des Geſetzes vom 23. März d. J., betreffend 
de Uebernahme und die Verwaltung der nach den Artikeln VIII. und IX. des 
Wiener Friedensvertrages vom 30. Oktober 1864. von den Elbherzogthümern an 
dus Königreich Dänemark zu entrichtenden Schuld, im Geſammtbetrage von. 
750,000 Thalern an das Königreich Dänemark zu entrichten iſt, Schuldverſchrei⸗ 
en zu 1000 Rthlr., 500 Rthlr., 300 Rthlr., 100 Rthlr. und 50 Rihlr., N 
berzinslich zu vier vom Hundert vom 1. Januar 1868. ab, ausgegeben werden. 5 


5 Diefer Mein Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
ringen. a 
Berlin, den 29. April 1868. 


Wilhelm. a. 
Frh. v. d. Heydt. 


den Finanzminiſter. 


(r. 7086.) 


ang 1868. . (Nr. 70857087) 62 
usgegeben zu Berlin den 25 Mai 1868. 


OG 7086) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Mai 1868., betreffend einen Zufab zu $. 16, der 
Kirchen-Ordnung für Weſtphalen und die Rheinprovinz vom 5. März 1835. 


Au den im Einverſtändniß mit dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 
erſtatteten Bericht des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths vom 2. v. M. beſtim 
Ich hierdurch, daß zu der Kirchen⸗Ordnung für Weſtphalen und die Rheinprovinz 
vom 5. März 1835., $. 16. von den Obliegenheiten der Kirchmeiſter, folgender 
Zuſatz in Geltung tritt: 4) Sie vertreten im Gebiete des Franzöſiſchen Rechts die 
Ortsgemeinden bei allen Prozeſſen, ſo daß alle erforderlichen Zuſtellungen von ihnen 
rechtsgültig ausgehen und an ſie rechtsgültig erfolgen. 5 


Der Evangelische Ober⸗Kirchenrath hat wegen Publikation dieſer Bestimmung, 
e a die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen iſt, das Erforderliche zu 
bveranlaſſen. 


Berlin, den 4. Mai 1868. 
Wilhelm. 


v. Mühler. 


RN (Nr. 7087.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Mai 1868., betreffend die Genehmigung des Statut 
8 5 a für das Berliner Pfandbrief -Inſtitut. 


10 Ala Ihren Bericht vom 30. April d. J. ertheile Ich dem anliegenden „Statut 
/. für das Berliner Pfandbrief-Inſtitut“ hierdurch Meine landesherrli 
, Genehmigung. Gleichzeitig und in Folge dieſer Meiner Genehmigung, ſo 
gemäß $. 2. des Geſetzes vom 17. Jun 1833. (Geſetz⸗Samml. von 1833. S. 75. 
will Ich dem Berliner Pfandbrief⸗Inſtitute hiermit das Privilegium bewilligen, 
die in jenem Statute näher bezeichneten, in Gemäßheit deſſelben zu verzinſen 
und nach deſſen Beſtimmungen einzulöſenden Pfandbriefe und Kupons mit de 
rechtlichen Wirkung auszuſtellen, daß ein jeder Inhaber derſelben die daraus 
hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen 
dürfen, geltend zu machen befugt iſt. Uebrigens iſt dieſes Privilegium vorbeh 
lich der Rechte Dritter und ohne dadurch für die Befriedigung der Juha 


riefe und der Kupons eine Gewährleiſtung Seit 18 des Staats zu üb 
men, ertheilt worden. 7 8 
Dieſer Mein Erlaß und das beiliegende Statut ſind durch die Geſetz⸗ 
mlung zu veröffentlichen. | 
Berlin, den 8. Mai 1868. 


— 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


n die Miniſter der Finanzen, für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten, für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten, des Innern und der Juſtiz. 


\ 


Statut 
i für das 


Berliner Pfandbrief-Inſtitut. 


3 8 Sch 
Zur Begründung eines Berliner 
8 Magiſtrats der Königlichen Haupt⸗ 
rundbeſitzern dieſer Stadt zuſammengetreten. 


. | §. 2. 
Der Zweck des Berliner Pfandbrief⸗Inſtitutes iſt die Erleichterung des 
webites für den Berliner Grundbeſitz durch Gewährung von Hypotheken⸗Dar⸗ 
n mittelſt Emiſſion von Pfandbriefen. i e 


| | 9. 35 
Das „Berliner Pfandbrief Inſtitut« hat die Rechte einer Korporation. 
5 10 hat ſeinen ordentlichen Gerichtsſtand vor dem Königlichen Stadtgerich 
Berlin. 855 
7087 5 . 622; en 


135 


— 


Zur Erwerbung ſolcher Grundſtücke, auf welche Forderungen des Berli 
Pfandbrief⸗Inſtitutes eingetragen find, ſowie zur Wiederveräußerung und V 
pfändung derſelben bedarf daſſelbe der Genehmigung des Staates nicht. a 

Daſſelbe gilt in Beziehung auf die Erwerbung von Grundſtücken für die 


Geſchäftslokalien, beziehungsweiſe auf die Wiederveräußerung und Verpfändung 


der zu dieſem Zweck erworbenen Grundſtlücke. 


. 4. 


Beitritt zu Der Beitritt zu dem Berliner Pfandbrief⸗Inſtitut ſteht, vorbehaltlich der 
benſelben. nach F. 24. der Direktion deſſelben zuſtehenden Befugniß, einzelne Grundſtücke 
von der Beleihung auszuſchließen, dem titulirten Beſitzer jedes im Weichbilde der 
Stadt Berlin belegenen, bei der ſtädtiſchen Feuerſozietätskaſſe verſicherten Grund. 


ſtücks an 


pro Mille des Feuerkaſſenwerths, wenn derſelbe 10,000 Thaler nicht erreicht, 
10 Thaler einzuzahlen. 
AIfn den Fällen, wo die Aufnahme verſagt wird (§. 24.), wird dem An⸗ 
tragſteller die Hälfte der bezahlten Gebühr zurückerſtattet. 


§. 5. 


hei Gowilreng derten abgerundet ſein müſſen, in den von demſelben auszufertigenden Pfand⸗ 
as een briefen unter folgenden Bedingungen: | 


1) der Schuldner hat beim Empfang des Darlehns 2 Prozent deſſelben 
als Beitrag zum Reſervefonds baar zu zahlen; 


2) das Darlehn (der Nominalbetrag der dem Schuldner auszuhändigenden 
Pfandbriefe) muß vom Ausfertigungsdatum der Pfandbriefe an mit 5 


5 Prozent jährlich verzinſt werden; 


3) der Schuldner iſt verpflichtet, zur a feiner Kapitalſchuld in den | 


erſten acht dem Ausfertigungsdatum der Pfandbriefe folgenden Jahren 
3 Prozent des Darlehns, in den folgenden Jahren bis zur gänzlichen 
Tilgung der Schuld 3 Prozent des Darlehns jährlich zurückzuzahlen) 


2 


eder Grundbeſitzer, der dem Berliner Pfandbrief⸗Inſtitut beitreten will, 
hat ſich deshalb bei der unter dem Namen »Berliner Pfandbriefamt« die Ge 
ſchäfte des Inſtitutes leitenden Direktion (F. 53.), unter Vorlegung des neueften 
Hypothekenſcheins und des Atteſtes der ſtädtiſchen Feuerſozietät, zu melden und 
gleihpeitig zur Beſtreitung der Einrichtungs⸗ reſp. der Verwaltungskoſten 
. 


enen Das Pfandbriefamt gewährt die Darlehne, die übrigens ſtets in Hun⸗ 


4) die Zinſen (Nr. 2.), ſowie die Tilgungsbeiträge (Nr. 3.) find viertel 


jährlich praenumerando in der Zeit vom 3. bis 10. Januar, 3. bis 
10. April, 3. bis 10. Juli, 3. bis 10. Oktober an die Kaffe des Pfand- 
briefamtes baar oder in nicht verjährten bereits fälligen Kupons von 
Berliner Pfandbriefen abzuführen; i 


5) für Kapital, Zinſen (Nr. 2.), Kündigungs⸗, Einklagungs⸗ und 11 5 
0 Tel 


treibungskoſten muß Hypothek in der Art beftellt werden, daß die Ein- 

tragung innerhalb der erſten Hälfte des Werthes des Grundſtücks, welcher 
nach den in FF. 17. bis 23. enthaltenen Beſtimmungen ermittelt wird, 
und zur erſten Stelle erfolgt / 

6) die perſönliche Verbindlichkeit aus dem Darlehnsvertrage muß von jedem 
Beſitzer des Grundſtücks ſofort beim Erwerbe deſſelben in einer gericht⸗ 

lichen oder notariellen Urkunde übernommen, die letztere auch ſpäteſtens 
vier Wochen nach dieſem Zeitpunkte der Direktion des Inſtitutes ein⸗ 
geſendet werden. - 

Das Pfandbrief⸗Inſtitut iſt befugt, nach feiner Wahl wegen 
feiner Forderungen an das Mobiliar- oder Immobiliarvermögen des 
Schuldners ſich zu halten. Auf gerichtliche Zahlungsſtundungen kann 
ſich der Schuldner nicht berufen, 

7) der Schuldner reſp. der Beſitzer iſt befugt, das Darlehn jederzeit ganz 
oder theilweiſe zurückzuzahlen, er iſt aber verpflichtet, ſechs Monate vor⸗ 
her zu kündigen und zwar ſo, daß die Zeit der Rückzahlung auf dn 
1. Juli oder 2. Januar fällt. Umfaßt die Kündigung nur einen Theil 
der Schuld, ſo muß die Summe durch Hundert theilbar jein; 
das Pfandbriefamt iſt außer den Fällen der $$. 27. bis 29. nur 
befugt, die Tilgung der Schuld durch die Amortiſation in Gemäßheit 
dieſer Statuten zu fordern. 


Die durch die Beſtellung der Hypothek erwachſenden Koſten, ſowie die 
zu den auszufertigenden Pfandbriefen geſetzlich erforderlichen Stempel 
trägt der Schuldner. N 

| $. 6. | 5 


Bei Veräußerung eines mit Pfandbriefen beliehenen Grundſtücks erliſcht Wann bei B 
e perſönliche Verbindlichkeit des Beſitzers, ſobald die im $. 5. Nummer 6, Mivernden 
rgeſchriebene Urkunde der Direktion von dem Beſtitznachfolger eingereicht liche Wehn 
worden iſt. f lichkeit des Ver 
RN $ 7 äußerer er⸗ 


— 


* : 8 
Bi 
SR 
I 


— 


9 


Die von dem Pfandbrief-Inſtitut nach dem beigefügten Formular A. mit Beſchaffenhei 
dem Datum vom 1. Januar des jedesmal laufenden Jahres auszuſtellenden und ginn de 
Pfandbriefe find mit 43 Prozent verzinsliche Schuldverſchreibungen, welche auf Pfandbriefe. 
jeden Inhaber lauten. Er 
Sie werden in Apoints zu 1000 Rthlr., 500 Rthlr. und 100 Rthlr. 
usgefertigt und für einen Zeitraum von fünf Jahren mit Kupons, welche nach b 
em Schema B. auszufertigen find, und außerdem zur Empfangnahme der neuen 
upons⸗Serie mit Talons nach dem Schema C. verſehen. . 


§. 8. 


Die Pfandbriefe, deren Eigenthum durch bloße Uebergabe übertragen wird, Unkändbarkeit 
önnen Seitens des Inhabers nicht, von dem Verein nur Behufs der ſtatuten⸗ Sue ber 
mäßig zu bewirkenden Amortiſation gekündigt werden. i haber. g 


„„ 
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f §. 9. 
Verfahren, Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 4. Mai 1843. über die Umſchreibung 
bee 1 05 außer Kurs geſetzter oder zum Umlauf unbrauchbar gewordener, unter öffent 
neren Umlauf licher Autorität auf jeden Inhaber ausgefertigter Papiere (Geſetz Samml. S. 177) 
anbequibar finden auf die von dem Berliner Pfandbrief⸗Inſtitut emittirten Pfandbriefe 
e find. Anwendung. Verlorene Pfandbriefe müſſen gerichtlich amortiſirt werden. f 

| Die Amortiſation von Kupons ift unſtatthaft. Sie unterliegen der geſetz⸗ 
lichen Verjährung. 3 


$. 10. 


Derwendung Das den Zins der Pfandbriefe überſteigende halbe Prozent Zinſen, welches 
ber fendt der Schuldner zahlt ($. 5. Nr. 2.), iſt zur Hälfte — mit 4 Prozent — zur 
überjteigenben Beſtreitung der Verwaltungskoſten, zur anderen Hälfte — alſo ebenfalls mit 1 — 
‚fügen Be zur Verſtärkung des Reſerve⸗ reſp. Amortiſationsfonds beſtimmt (vergl. Hh. 36. 42.) 
Grüͤndbeſitzer. i f i 

$ IE 


Vorbehalt we⸗ Dem Pfandbrief⸗Inſtitute bleibt das Recht vorbehalten, neue Serien von 
er zen Pfandbriefen zu einem anderen, als dem im $. 7. für dieſelben beſtimmten Zins⸗ 

on Pfandbrie, fuß zu emittiren. Falls von dieſem Rechte Gebrauch gemacht wird (vergl. $. 72.) 
an einen haben die dem Inſtitute neu beitretenden Mitglieder, welche die Darlehnsvaluta 
aun Zn in Pfandbriefen der neuen Serie empfangen, dieſelben mit mindeſtens einem ; 
halben Prozent mehr zu verzinſen, als die Pfandbriefe der neuen Serie Zinſen 
tragen. ' | . 
5 Bereits dem Pfandbrief⸗Inſtitute angehörigen Mitgliedern ſteht es in die⸗ 
ſem Falle frei — ohne Innehaltung der im F. 5. Nr. 7. beſtimmten Kündigungs 
friſt — gegen Rückzahlung des auf ihren Grundſtücken für das Pfandbriefamt 
eingetragenen Darlehns in Pfandbriefen derjenigen Serie, in welcher ſie die 
Valuta empfangen haben, und Rückgabe der zu dieſen Pfandbriefen gehörigen, 
noch nicht fällig geweſenen Kupons und Talons die Beleihung in Pfandbriefen 
der neuen Serie zu beanſpruchen, welche das Pfandbriefamt nach Maaßgabe der 
ſtatutenmäßig vorgeſchriebenen Sicherheit zu gewähren hat. 


§. 12. | 


Sicherheiten Der Geſammtbetrag der auszufertigenden Pfandbriefe darf den Geſammt⸗ 
eee 15 der dem Inſtitute 0 hypothekariſchen Kapitalforderungen nicht über⸗ 
nhaber. eigen. 
: Die Mitglieder der Direktion find hierfür perſönlich verantwortlich, bei 
jeder Kaſſenreviſton muß der Beweis hierfür geführt werden, und der Magiſtrats⸗ 
kommiſſarius (F. 60.), ſowie die zu Kaſſenreviſtonen deputirten Mitglieder des 
engeren Ausſchuſſes ($. 64.), haben ſich hiervon jährlich mindeſtens Ein Mal 
Ueberzeugung zu verſchaffen, auch hierüber, ſowie über die Art der gewonnenen 
Ueberzeugung, eine öffentliche Bekanntmachung in denjenigen Blättern zu er⸗ 
laſſen, in welchen die Publikationen des Pfandbrief⸗Inſtitutes erfolgen mz 


„ 


et 
8.13. e 


| Die Zinſen der Pfandbriefe werden halbjährlich an die Vorzeiger der fäl⸗ 
gen, nicht verjährten Zinskupons von der Kaſſe des Pfandbriefamtes gezahlt. 


§ 14. 


15 Nach Ablauf der fünf Jahre, für welche die Kupons⸗Serie ausgegeben iſt, 
und gegen Produktion des Talons wird die neue fünfjährige Serie der Kupons 
von der Kaſſe des Pfandbriefamtes verabfolgt, ſofern nicht vorher von dem Be⸗ 
fiber des Pfandbriefes ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt, in welchem 
Falle die Ausreichung der neuen Kupons ⸗Serie an denjenigen erfolgt, welcher 
den Pfandbrief vorlegt. f 
i Für diejenigen Pfandbriefe, welche bereits dem Amortiſationsfonds über⸗ 
wieſen find ($. 42.), ſowie diejenigen / welche bereits zur Verlooſung öffentlich 
aufgerufen find (F. 43.), ſowie endlich diejenigen, welche rechtskräftig amortiſirt 
find, findet die Ausreichung einer neuen Kupons ⸗Serie nicht ſtatt. 


5 dem Inſtitut gegen das Grundstück oder den Beſitzer zugeſtanden haben, gehen 
0 hierdurch auf ihn über. \ 8. 16 


Der Reſervefonds ſoll bis auf Höhe von 10 Prozent der ausgefertigten Verpfichtun. 

Pfandbriefe gebracht werden (vergl. $. 40.). 1 0 al 

„Er hat die etwa ausbleibenden Zinszahlungen der Grundbeſitzer vorzu⸗ Rechte des : 

ſchießen, und dieſe find verpflichtet, von dergleichen Vorſchüſſen 5 Prozent Zinſen Pfandbrief, 

pu entrichten der ee 
BR Außerdem iſt die Direktion ermächtigt, gegen ſäumige Zinszahler von aud ausblei- 

3 ihrem Kündigungsrecht (vergl. §. 29.) Gebrauch zu machen. nge 95 

5 Aus dem Reſervefonds ſind außerdem zu beſtreiten die etwaigen Kapital⸗ ſchießen muß. 5 

ausfälle, ſowie, wenn der Verwaltungsfonds dazu nicht ausreicht, die Vorſchüſſe 

zur Beitreibung der dem Inſtitute zuſtehenden Forderungen. 


Br. 9. 17, an 
Die Feſtſtellung des Werthes der bei dem Pfandbriefamt zur Beleihung Grundsätze für 
den Grundſtücke ($. 4.) erfolgt nach dem Bauwerth der auf demſelben d erh 
befindlichen Gebäude und nach dem durchſchnittlichen Jahresertrag der letzten zu bleibenden 

zehn Jahre vor der Beleihung. Hrundſtüke. 
Gr. 7087.) ö $. 18. 3 


Als Bauwerth iſt die Feuerverſicherungsſumme anzunehmen, wenn zwei 
Bautechniker des Pfandbriefamtes beſcheinigen, daß die Gebäude ſich in baulichen 
Würden befinden, und daß ihr zeitiger Bauwerth der Feuerverſicherungsſumme 
noch entſpricht. f a 

Glaubt auch nur einer der beiden Bautechniker dieſe Beſcheinigung vers 
ſagen zu müſſen, ſo muß, falls der Darlehnsſucher bei ſeinem Antrage beharrt, 
auf ſeine Koſten durch die von dem Pfandbriefamt zu beſtimmenden Sachver⸗ 
ſtändigen eine vollſtändige neue Taxe aufgenommen werden. Dieſe Taxe unter⸗ 
liegt der Prüfung und Feſtſtellung zweier von dem Vorſitzenden der Direktion 
beſtimmter Techniker des Pfandbriefamtes, von denen ein jeder, ohne daß er 
von dem Gutachten des anderen Kenntniß erhält, ſich motivirt darüber zu 
äußern hat: 


1) ob er die Taxe für richtig hält, und, wenn nicht, d 
2) darüber, auf welchen geringeren Bauwerth er das Gebäude ſchätzt. 


Wird die Frage ad 1. von beiden Technikern bejaht, und überſteigt die Taxe den 4 
Betrag der 8 
Bauwerths bei dieſer letzteren. 


euerverſicherungsſumme, ſo bewendet es für die Feſtſtellung des 


Wird die Frage ad 1. auch nur von einem Techniker verneint und bleibt 


der von ihm bei Beantwortung der Frage ad 2. feſtgeſtellte Bauwerth hinter 4 


der Feuertaxe zurück, fo ift der von dem Techniker feſtgeſtellte Bauwerth zu 
Grunde zu legen. FA 
Wenn die Frage ad 1. von beiden Technikern verneint wird und die 
Schätzung beider hinter der Feuertaxe zurückbleibt, die beiden Gutachten aber in 
ihrem 0 8 Reſultat differiren, ſo wird dasjenige bei Feſtſtellung des Bau⸗ 
werths zu Grunde gelegt, welches die geringere Schätzung enthält. 


$. 19. 


Der Ertrag des Gebäudes in den letzten zehn Kalenderjahren ift durch 
eine amtliche Beſcheinigung der Servis- und Einquartierungs⸗Deputation nad) 
zuweiſen. f f 

Von dem Durchſchnittsertrage in den letzten zehn Jahren vor dem An 
trage auf Beleihung werden abgezogen: 5 

1) die auf dem Grundſtücke laſtenden Abgaben, Gebäude- und Hausſteuer, 
Realſublevation und Feuerkaſſengeld, und zwar, ſofern dieſe Abgaben 
ihrem Betrage nach nicht feſtſtehen, nach dem zehnjährigen Durchſchnitt, 6 
2) die rubrica II. feines Hypothekenfoliums etwa eingetragenen onera per- 
petua an Kanon dc.) 


3) für Unterhaltung und Miethsausfälle ꝛc. vier Prozent. Fi 
Die übrigbleibende Ertragsſumme wird mit fünf Prozent kapitaliſirt und die 1 1 
i f ge⸗ 


e 10 ene Kapitalsſumme als d 
erechnet. N 8 a 
Der Durchſchnitt beider Summen ſtellt den Werth des Grundſtücks dar. 


Ertragswert der Bauwerthsſumme hinzu⸗ 


$. 20. 


Neu bebaute Grundſtücke können nur in dem Falle beliehen werden, daß 
e auf denſelben errichteten Gebäude ſeit fünf Jahren benutzt werden. 
AIfn dieſem Falle iſt die Direktion verpflichtet, bei Feſtſtellung des Extrags- 
erthes von dem nur fünfjährigen Durchſchnittsertrag einen Abzug zu machen, 
elcher je nach den Umſtänden auf fünf bis zehn Prozent arbitrirt werden darf. 


ar 


Wenn die auf einem bereits bebauten Grundſtücke vorhandenen Gebäude 


urch neue erſetzt worden ſind, ſo darf die Beleihung eines ſolchen Grundſtücks 
ıft erfolgen, nachdem die neuen Gebäude fünf Jahre bewohnt ſind, und es gilt 
uch in dieſem Falle die Beſtimmung des $. 20. Alinea 2. i 
War das Grundſtück zu der Zeit, wo der Beſitzer die bisher auf demſel⸗ 
n befindlichen Gebäude ganz oder theilweiſe fortnimmt, um ſie durch neue zu 
hen (vergl. $. 25.), von dem Pfandbrief⸗Inſtitut bereits beliehen, fo findet die 
anze oder theilweiſe Kündigung unter der Vorausſetzung nicht ſtatt, daß der 
Beier dem Inſtitut eine, nach dem Verhältniß des Werthes der abzubrechenden 
Gebäude zu dem Werth der ſtehenbleibenden, von dem Pfandbriefamt zu be⸗ 
immende Kaution in Berliner Pfandbriefen bis zur Vollendung der neuen 
wei Bauverſtändige des Pfandbriefamtes vor⸗ 
Gebäude ergiebt, daß die ſtatutenmäßige Sicher⸗ 


$. 22. 


Wenn der auf einem Grundſtücke vorhandene Gebäudekomplexus durch 
die Errichtung neuer Gebäude vermehrt wird, ſo iſt die Berückſichtigung dieſer 
neuen Gebäude bei der Feſtſtellung des Grundſtückswerthes erſt zuläſſig, ſobald 
dieſelben feit fünf Jahren benutzt find, und die Direktion iſt verpflichtet, nach 
Ablauf der fünf Jahre bei der Feſtſtellung des Grundſtückswerthes von dem 
fünfjährigen Durchſchnittsertrage der hinzugekommenen Gebäude einen Abzug zu 

machen, welcher je nach den Umſtänden auf fünf bis zehn Prozent arbitrirt 
werden darf. f ER 


F. 23. 


Wenn die Hälfte des nach den vorſtehenden Grundſätzen ($$. 18 — 22.) 
aus dem Durchſchnitt des Bau- und Extragswerthes ermittelten Grundſtücks⸗ 


erthes drei Viertel des Bauwerthes überſteigt, ſo iſt eine Beleihung nur bi? 


Höhe von drei Vierteln des Bauwerthes zuläſſig. 


ahnden 1868. (Nr. 7087.) 63 | $. 24, 


Be RD ; 

Uebrigens iſt die Direktion befugt, Anträge auf Beleihungen ganz zurück 
zuweiſen, wenn ſie dafür hält, daß nach der beſonderen Natur oder Beſtimmun 
des Grundſtücks oder der Gebäude für die Beleihung eine genügende und dauer 
Sicherheit nicht vorhanden ſein würde. 5 s ; 

Gegen die desfallſige Entſcheidung der Direktion ſteht dem betheiligten 
Grundbeſitzer der Rekurs an den Magiſtrat der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin 
und gegen deſſen Entſcheidung an den Miniſter des Innern zu. 


§. 25. 


Die Beſitzer der vom Pfandbrief⸗Inſtitut beliehenen Grundſtücke find ver 
pflichtet, von jeder beabfichtigten baulichen Veränderung vier Wochen vor der 
Ausführung derſelben dem Pfandbriefamte Anzeige zu machen. 


$. 26. 


Das Pfandbriefamt überwacht außerdem von Amtswegen die ftetige 
e Innehaltung der ſtatutenmäßigen Sicherheit der ausgeliehenen Kapitalien. a 
ü ir Zu dieſem Zwecke wird alle vier Jahre eine bauliche Reviſion der ver⸗ 

pfändeten Grundſtücke vorgenommen. 


K 27. 


Ergiebt ſich bei dieſen Reviſtonen oder ſonſt eine Verminderung des 
urſprünglich angenommenen Bauwerthes des Grundſtücks, ſo iſt das Pfandbrief⸗ 
amt die ganze oder theilweiſe Rückzahlung des Darlehns zu fordern berechtigt. 

i Glaubt der Beſitzer, daß die Beſchaffenheit des Grundſtücks keine Vera 


laſſung zur Kündigung gebe, jo tt derſelbe befugt, die Vornahme der Taxe auf 
ſeine Koſten zu verlangen. Der nach dem Reſultate dieſer Taxe und der in 

Gemäßheit der Beſtimmungen des $. 18. einer vorzunehmenden Prüfung derſelben 
nicht mehr als ſtatutenmäßig ſichergeſtellt zu erachtende Theil des Darlehns iſt 
von dem Grundbeſitzer zurückzuzahlen. N 


§. 28. f 
Das Pfandbriefamt iſt außerdem ermächtigt, ſobald es Veranlaſſung 


hierzu zu haben glaubt, eine Reviſion des Extragswerthes (F. 19.) beliehener 
Grundstücke eintreten zu laſſen und nach dem Ergebniß derſelben die ganze oder 


| theilweiſe Rückzahlung des Darlehns zu fordern. 


$. 29. 
Außer in den Fällen des $. 27. und F. 28. iſt das Pfandbriefamt befugt, 
die bewilligten Darlehne ganz oder theilweiſe zu kündigen, wenn BR; 
a) der Grundbeſitzer die Zinſen nicht pünktlich (vergl. H. 5. Nr. 4) 
zahlt, oder g 5 50 


) die Verpflichtung wegen Uebernahme der perſönlichen Verbindlichkeit 
(. 5. Nr. 6.) nicht erfüllt, oder i RE 
e) den ſtatutenmäßigen Anordnungen der Direktion fi) nicht fügt. 


In dem Falle ad a. erliſcht jedoch das Recht zur Kündigung, wenn der 
rundbeſitzer den von dem Rerſervefonds geleiſteten Vorſchuß und die Zinſen 
eſſelben ($. 16.), ſowie die ſonſt etwa dem Inſtitut erwachſenen Koſten berichtigt, 
wor das Pfandbriefamt von feinem Kündigungsrecht Gebrauch gemacht hat. 


$. 30. 


Im Falle vollſtändiger Rückzahlung des eingetragenen Darlehns (F. 5. Lochung der 
Nr. 7 FF. 27. und 29.) iſt dem Schuldner löſchungsfähige Quittung Seitens Gandbeſthers 
Pfandbriefamtes zu ertheilen. Bei geleiſteten Partialzahlungen kann der geleisteten Rück 
löſchungsfähige Quittung über den durch Zahlung berichtigten dählenge, 

r iſt auf Grund dieſer Quittung befugt, ſowohl die be⸗ 

als auch über das derſelben zuſtehende Pfand⸗ 

hypothekariſchen Forderung des 

iſation erfolgender Tilgung ver- 


ets der Grundbeſitzer. 

der im Wege der Amortiſation 
erfolgenden Tilg heil des Darlehns 
verlangen kann, 


Das eingetragene Kapital . ſoweit darauf nicht in Gemäßheit des F. 30. Verpflichtung 
und $. 49. Partialzahlungen oder Tilgungen in Folge der vom Pfandbriefamte bene b 
teilten löſchungsfähigen Quittungen abgeſchrieben find — muß während der getragene Dar 


ch die Amortiſation den während 


ganzen Dauer der Amortiſation und ohne Rückſicht auf die dur N 
der Dauer dei 
Amortiſation 


getilgten Beträge verzinſt werden. 
5 Das eingetragene Kapital iſt vollſtändig getilgt, fobald der Antheil des mu verzinſen 
Grundbeſitzers am Reſerve⸗ und Amortiſationsfonds ($$- 38. 46.) den Betrag 
ſſelben erreicht. N 
H. 32. 
Die Fonds des Inſtitutes ſind: 
a) der Verwaltungsfonds, 
bp) der Reſervefonds, 
e) der Amortiſationsfonds. 
Behufs der Feſtſtellung ihrer Rechte an dieſen Fonds werden die Beſitzer 
e bepfandbrieften Grundſtücke in Jahresgeſellſchaften dergeſtalt getheilt, daß alle 
rundbeſitzer, deren Grundſtücke in demſelben Jahre bepfandbrieft worden ſind, 
Eine Jahresgeſellſchaft bilden. 885 5 95 5 
f 8 > 


5 Die Rechte der Pfadbrieſ Je werden durch dieſe Eintheilung n 
9 berührt. Ihnen iſt in Gemäßheit der im $. 15. getroffenen Beſtimmung 
gemeinſame Reſervefonds verhaftet. Verluſte, welche derſelbe erleiden möchte 
werden nicht von der Jahresgeſellſchaft, welcher der den Verluſt veranlaſſende 
Grundbeſitzer angehört, ſondern von allen Jahresgeſellſchaften getragen. 


§. 33. 
Der Verwaltungsfonds wird gebildet: 
a) aus den Meldegebühren (F. 4.), 


b) aus den jährlich mit ein Viertel Prozent des eingetragenen ae 
von den Grundbeſitzern zu leitenden Beiträgen ($. 10.), 


e) aus den außerordentlichen Einnahmen der Pfandbriefkaſſe. 


$. 34. 


Zu den außerordentlichen Einnahmen (F. 33.c.) gehören auch die Zinſen 
der disponiblen Beſtände der Pfandbriefkaſſe, welche unbeſchadet der Möglich 
keit, dieſelben jederzeit flüſſig zu e von dem Pfandbriefamt zinsbar und 
ſicher N 25 2 


F. 35. | 
Aus dem Verwaltungsfonds werden die perfonellen und fächlichen Koſten 


5 der Geſchäfts verwaltung des Pfandbriefamtes beſtritten. 
ü Etwaige . deſſelben find an den Reſervefonds abzuführen. 


$. 36. 
Der Reſervefonds wird gebildet: 


a) aus den Eintrittsgeldern, welche nach $. 5. Nr. 2. mit zwei Prozent de 
dargeliehenen Kapitals zu entrichten ſind 


bz) aus den jährlich mit ein Viertel Prozent des Darlehns von den Grun 
beſitzern zu leiſtenden Beiträgen ($. 10.), welche die Pfandbriefskaſſe ſofor 
nach dem Eingang zum Reſervefonds abzuführen bat; 


e) aus den etwaigen Ueberſchüſſen des Verwaltungsfonds ($. 35. Alinea 2) 
ch aus den Zinſen der geleiſteten Vorſchüſſe (§. 16.) ; f 
e) aus den Zinſen ſeiner eigenen Beſtände. 


$. 37. 


Die Einnahmen des Reſervefonds (F. 36.), welcher nach Maaßgabe 10 
Vel auch zur Erwerbung von Grundſtücken verwendet werden darf, ſind i 
erliner Pfandbriefen zinsbar anzulegen. 


4461 


$. 38. 


$. 39. 


Sobald das Guthaben einer Jahresgeſellſchaft an dem Pfandbriefbeſtand 
des Reſervefonds fünf Prozent der auf den Grundſtücken derſelben eingetragenen 
arlehne erreicht hat, werden die von den Mitgliedern dieſer Jahresgeſellſchaft 

ährlich mit ein Viertel Prozent des eingetragenen Darlehns ($. 36. b.) zu ent⸗ 
lichtenden Beiträge dem Amortiſationsfonds überwieſen. a 


. 4. 


Wenn der im $. 40. vorgeſehene Fall eintritt, jo iſt nach dem Abſchluß 
des Verwaltungsfonds feſtzuſtellen, welcher Theil der etwaigen Ueberſchüſſe 
deſſelben denjenigen Jahresgeſellſchaften, deren Antheil am Reſervefonds die Höhe 
on zehn Prozent erreicht hat, nach Verhältniß der von den Mitgliedern dieſer 
ee zu dem Verwaltungsfonds geleiſteten jährlichen Beiträge gut⸗ 
zuſchreiben iſt. ; 
Dieſer Theil der Ueberſchüſſe des Verwaltungsfonds fließt nicht zum Re⸗ 
ervefonds, ſondern zu Gunſten der betreffenden Jahresgeſellſchaften zum Amor⸗ 
tiſationsfonds. 

a $. 42. 

Der Amortiſationsfonds wird gebildet: 


a) aus den mit ein halb beziehungsweiſe ein Viertel Prozent des Darlehns 
zu zahlenden Tilgungsbeikrägen der Grundbeſitzer (§. 5. Nr. 30 


b) aus den freiwilligen oder nothwendigen baaren Kapitalzahlungen der 


Grundbeſtzer / u 
e) aus den Beiträgen derjenigen Jahresgeſellſchaften, welche nach S. 39. dem 
Amortiſationsfonds zufließen. : 5 0 
5 ieſe 


7087. 
0 l a 8 


Diefe find am Schluffe eines halben Jahres von der Wfandhrief 
kaſſe an den Amortiſationsfonds abzuführen; 5 1 
d) aus den etwaigen, zu Gunſten der Jahresgeſellſchaften demſelben zuflie⸗ 

F 410 Ueberſchüſſen des Reſerve- (F. 40.) und des Verwaltungsfonds 

e) aus den Zinſen der getilgten Pfandbriefe. 
Außerdem find dem Amortiſationsfonds zu überweiſen diejenigen Pfand. 
briefe, welche von den Grundbeſitzern bei Kapitalzahlungen an Zahlungsſtatt ge 


geben werden ($. 11., $. 48.), und diejenigen, welche im Falle des H. 47. Alineg 2. 
aus dem Reſervefonds entnommen werden, : 


3 


. 43. 


a erloofung Der am Schluſſe eines halben Jahres nach F. 42. ſich ergebende Beſtand 
ub kündaung des Amortiſationsfonds, ſoweit derſelbe nicht in Pfandbriefen beſteht und ſoweik 
fation beſtmm, er durch 100 theilbar, ift zur Einlöſung von Pfandbriefen beſtimmt 

ü ae Die mit dieſem Beſtande durch baare Zahlung zu tilgenden einzelnen 
u Apoints werden durch das Loos beſtimmt und den Inhabern zum 2. Januar 
reſp. 1. Juli gekündigt. 1 

Die Kündigung muß drei Monate vor dem Einlöſungstermin erfolgen. 

Sie geſchieht durch dreimalige Inſertion in die für die Bekanntmachungen 

des Pfandbriefamtes beſtimmten öffentlichen Blätter. Die erſte Bekanntmachung 

muß mindeſtens drei Monate, die letzte mindeſtens drei Wochen vor dem Zahlungs- 

termin erfolgen. = 


$. 44. 5 


Die gekündigten Pfandbriefe müſſen zur Verfallzeit nebſt den noch nicht 
fälligen Kupons in kursfähigem Zuſtande eingeliefert werden. Der Betrag der 
fehlenden Kupons wird von der Einlöſungsvaluta in Abzug gebracht. 5 
Die Valuta der nicht eingehenden Pfandbriefe bleibt bis nach Ablauf der zu 
denſelben verabreichten Kupons⸗Serie im Gewahrſam des Vereins; dieſe Depoftta 
werden zu Gunſten des Amortiſationsfonds zinsbar angelegt und ihre Beſtände, 
jedoch nur dem Kapitalbetrage nach, und nach Abzug der nicht beigebrachten 
Kupons, nach Ablauf dieſer Zeit und falls die Einlöſung nicht früher erfolgt iſt, 
bei dem Königlichen Stadtgerichte zu Berlin eingezahlt, welches demnächſt die 
Amortiſation der nicht eingegangenen Pfandbriefe zu veranlaffen hat. Die Koften 
f f 815 Verfahrens trägt der Inhaber; ſie ſind aus der deponirten Maſſe zu ent 4 
3 nehmen. i 


$. 45. 

Vernichtung Die eingelöſten, ſowie die am 2. Januar reſp. 1. Juli im Beſitz des 1 
Al Amortiſationsfonds befindlichen Pfandbriefe ($. 42.) find mit den dazu gehörigen 
5 Kupons und Talons von der Direktion in Gegenwart des Magiſtratskommiſſarus 
(F. 60.) und zweier von dem engeren Ausſchuſſe (F. 64.) zu deputirender Mit 
glieder deſſelben durch Feuer zu vernichten. 10 5 
* 2 N 


775 


5 Ueber die erfolgte Vernichtung iſt Seitens des Pfandbriefamtes eine 
öffentliche Bekanntmachung zu erlaſſen. 


§. 46. 


| Die Summe der zu jedem Amortiſationstermine ausgelooſten und angekün⸗ Gutſchrelbung i 
digten Pfandbrief⸗Forderungen, abzüglich desjenigen Betrages, welcher vermittelſt der Pfand Hi 
der von den Grundbeſitzern in baarem Gelde geleiteten Kapitalzahlungen getilgt i 3 
worden iſt (vergl. $. 48.), wird an jedem dieſer Termine auf die einzelnen Jahres⸗ 
geſellſchaften nach Verhältniß desjenigen, was eine jede von ihnen durch die jährlichen 
Amortiſationsbeiträge ihrer Mitglieder und aus dem Reſerve- und Verwaltungs⸗ 
fonds bis zum Verlooſungstermine zum Amortiſationfonds beigetragen hat, inner⸗ 
halb einer jeden einzelnen Jahresgeſellſchaft aber auf die zu derſelben gehörigen 
Grundſtücke nach Verhältniß der auf denſelben eingetragenen Darlehnsſchuld ver⸗ 
theilt und jedem Grundſtück der ſo repartirte Betrag gutgeſchrieben. 


H. 47. 


Dtäeer Artheil eines bepfandbrieften Grundſtücks an dem der betreffenden In welchen 
Jahresgeſellſchaft am Reſervefonds zuftehenden Guthaben ($. 38.) fällt, wenn Zaudbete 
der Schuldner angehalten wird, das Darlehn ganz oder theilweiſe zurückzuzahlen, fein Anthell am 5 
ſtets ganz oder verhältnißmäßig an ſämmtliche Jahresgeſellſchaften dergeſtalt zurück, ane 
daß dieſer Antheil der nächſten zur Vertheilung kommenden Pfandbriefmaſſe Wb 


ächſt. 

8 Bei freiwilligen Zurückzahlungen wird, wenn der Antheil des Grundſtücks 

m Reſerve⸗ und Amortiſationsfonds bereits 10 Prozent der auf demſelben ein⸗ 
etragenen Darlehnsſumme erreicht oder überſteigt / dem Ablöſenden fein Antheil 

m Reſervefonds ganz, oder bei Partial⸗Ablöſungen verhältnißmäßig angerechnet, 
doch nur inſoweit, als der in Betracht kommende Antheil durch 100 theilbar 
ft. Dieſer Betrag deſſelben wird in Pfandbriefen aus dem Reſervefonds ent⸗ 
nommen und zur Tilgung verwendet. 8 


$. 48. 


Im Uebrigen iſt außer dem Falle des $. 11. bei freiwilligen wie noth⸗ die Rückgah⸗ 
wendigen Rückzahlungen nach der Wahl des Schuldners Baarzahlung oder Anz lungen gene, 
gabe von nicht ausgelooſten Pfandbriefen an Zahlungsſtatt zuläſſig. bauen 
Wird Baarzahlung gewählt, jo wächſt die zu zahlende Ablöſungsſumme Brandbriefen 
dem der nächſten Auslooſung zu Grunde zu legenden Amortiſationsfonds zu und Gelb ee 
der baar abzulöſende Betrag der Pfandbriefſchuld muß deshalb bis zum Ein⸗ = 


5 löſungstermine der gekündigten Pfandbriefe verzinſt werden. 
. $. 49, u 
Sobald von dem im Hypothekenbuche eingetragenen Pfandbriefkapitale Wann und 
mindeſtens 10 Prozent amortiſirt ſind, kann auf Höhe der Summe, welche ſich . 3 
; ergiebt, wenn 5 5 amortiſirten 
4) der amortiſirte Betrag und Schuld verfü⸗ 
Ar. 7087.) 


bp) der Antheil des Grundſtücks am Reſervefonds, Be: 5 
jeder von beiden jedoch nur in ſoweit, als fie durch 100 theilbar find, zuſamme 
erechnet wird, von dem Beſitzer des bepfandbrieften Grundſtücks entweder 
öſchungsquittung oder Ceſſion, vorbehaltlich der Priorität für den Ueberreſt des 
Pfandbriefdarlehns, oder ein neues Pfandbriefdarlehn verlangt werden, dies 
letztere jedoch immer nur nach vorangegangener Reviſion und abermaliger Feſt⸗ 
ſetzung des Werthes des Grundſtücks. a N N: 


$. 50. 


In beiden Fällen wird der in Anrechnung kommende Antheil am Reſerve⸗ 
fonds in Pfandbriefen aus demſelben entnommen und gi Tilgung verwendet, 
während der durch 100 nicht theilbare Ueberreſt zu Gunſten ſämmtlicher Jahres⸗ 
11 der nächſten zur Vertheilung kommenden Pfandbriefmaſſe (F. 38.) 
uwächſt. i 
b Der durch 100 nicht theilbare Ueberreſt des amortiſirten Betrages der 
Pfandbriefſchuld wird ebenfalls auf ſämmtliche Jahresgeſellſchaften mit der zu 

ya u repartirenden Summe der ausgelooſten und gekündigten Pfandbriefe 
vertheilt. 5 


— 


$. 51. 


3 1 8 In beiden Fällen — es mag Löſchungsquittung reſp. Ceſſion über den 
11 5 an einge Pfandbriefbetrag oder Krediterneuerung verlangt werden (F. 49.) — 


eginnt bezüglich des Ueberreſtes der Pfandbriefſchuld vom 1. Januar des lau⸗ 
fenden Jahres ab die Amortiſation und die Beiſteuer zum Reſervefonds ($. 5. 3 
Nr. 1.) von Neuem. Der Beſitzer des bepfandbrieften Grundſtücks ſcheidet 10 
auch mit dieſem Ueberreſte feiner Pfandbriefſchuld aus der früheren Jahresgeſell⸗ 
ſchaft aus und tritt mit demſelben in diejenige ein, welche eben in der Bildung 
begriffen iſt. 
Demnach hat derſelbe, 


a) wenn er Löſchungsquittung verlangt, bezüglich des nicht zu quittirenden 
Betrages, 


p) wenn er dagegen Krediterneuerung verlangt, bezüglich des ganzen im 
Hypothekenbuche eingetragenen Pfandbriefdarlehns, 


urkundlich anzuerkennen und in das Hypothekenbuch eintragen zu laſſen: 


daß er vom 1. Januar des laufenden Jahres ab die fünf Prozent 
Zinſen und den mit 3 beziehungsweiſe 4 Prozent des Darlehns zu leiſtenden 
Tilgungsbeitrag wie von einem ganz neu ausgefertigten Pfandbriefdar⸗ 
lehn in Gemäßheit der Beſtimmung des $. 5. Nr. 2. und des $. Bl. 
zu entrichten habe. | 


Außerdem iſt der Beſitzer des bepfandbrieften Grundſtücks in beiden Fällen 
verpflichtet, auch die Beitrittsgebühren (§. 5. Nr. 1.) von Neuem zu gabe 5 


2. 


$. 52. | 


Die Angelegenheiten des Pfandbrief⸗Inſtitutes werden unter Aufſicht des Verwaltung 
agiſtrats der Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin, reſp. feines Kommiſſars ver- und Win 


des Berliner 


valtet, beziehungsweiſe kontrolirt durch ö f Pfandbrief. In, 
die Direktion, W 

den engeren Ausſchuß, 

den Ausſchuß, 

die Generalverſammlung. 


$. 53. 


Die Direktion beſteht aus einem Direktor und drei Räthen, von denen 
Einer (der Syndikus) die Qualifikation zum Richteramt beſitzen muß. Sie ver⸗ 
t unter dem Namen: »das Berliner Pfandbriefamt« das Berliner Pfandbrief⸗ 
Inftitut in allen Rechtsgeſchäften, auch in ſolchen, bei welchen die Geſetze eine 

Spezialvollmacht erfordern. 


$. 54. 


| Der Direktor leitet die Geſchäfte des Pfandbriefamtes, führt bei den Be⸗ 

tathungen der Direktion den Vorſitz und feine Stimme giebt bei Stimmengleich⸗ 
heit den Ausſchlag. 

i 13 In Abweſenheit und Behinderungsfällen wird er von dem Syndikus ver⸗ 

reten. 


$. 55. 


* Die Direktion wird durch vier Bauverſtändige unterſtützt, welche die Qua⸗ 
lifikation für das höhere Baufach haben müſſen. 

x Die Mitglieder der Direktion und die Bauverftändigen dürfen unter ein⸗ 
ander nicht in ſolchem Grade verwandt oder verſchwägert ſein, daß dadurch nach 
allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ihre Glaubwürdigkeit als Zeugen vor Ger 
licht ausgeſchloſſen oder geſchwächt würde. 


$. 56. 


Dier Magiſtrat der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin ernennt den Direktor 
und die Räthe des Pfandbriefamtes, ſowie die Bauverſtändigen. 
Er beſtimmt die Höhe der Gehälter und die ſonſtigen Anſtellungsbedin⸗ 
gungen. 
Die Anſtellung des Direktors, der Räthe und der Bauverſtändigen darf 
höchſtens auf die Dauer von zwölf Jahren erfolgen. 

Penſionsanſprüche dürfen weder den ARE der Direktion, noch den 
auverſtändigen, noch den Beamten des Pfandbriefamtes zugeſtanden werden. 


Jahrgang 1868, (Nr. 7087.) 64 58. 


Das erforderliche Perſonal an Subaltern⸗ und Kaſſenbeamten wird nach 
feel, von der Direktion angeſtellt und die Anſtellungsbedingungen von ihr 
eſtgeſtellt. a i 5 
Zur Anſtellung des Rendanten und Kontroleurs iſt die Genehmigung des 
Magiſtrats einzuholen. 

$. 58. 


Sämmtliche Beamte, mit Einſchluß der Direktionsmitglieder, können unter 
denſelben Bedingungen, welche das Geſetz vom 21. Juli 1852., betreffend die 
Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten (Geſetz Samml. S. 465.), vor⸗ 
ſchreibt, aus ihren Aemtern entlaſſen und reſp. von denſelben ſuspendirt werden. 

In Gemäßheit der Beſtimmungen des gedachten Geſetzes (§. 23, Nr 2 
iſt der Präſident der Königlichen Regierung zu Potsdam befugt, die Einleitung 
der Disziplinarunterſuchung zu verfügen und den Unterſuchungskommiſſar zu 
ernennen. 3 

Die Suspenfion erfolgt durch einen Beſchluß der Königlichen Regierung 
zu Potsdam (F. 24. Nr. 2. a. a. O.). 

Ueber die Entlaſſung entſcheidet in den in dem gedachten Geſetze vorge 
ſchriebenen Formen in erſter Inſtanz die Königliche Regierung zu Potsdam, i 
zweiter Inſtanz das Königliche Staatsminiſterium. f 

In allen Fällen, wo das Geſetz vom 21. Juli 1852. die zwangsweiſ 
Penſionirung zuläßt ($. 88.), erfolgt vorbehaltlich des Rekurſes an das Königlich 
en die einfache Entlaſſung durch die Königliche Regierung } 

otsdam. | 

Die Entlaffung (Alinea 3. und 5.) hat zur Folge, daß alle dem Entlaſf 
nen vorher vertragsmäßig gewährten Anſprüche erlöſchen. 

In Betreff von Warnungen, Verweiſen und Ordnungsſtrafen finden eben 
falls die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richte 

lichen Beamten, vom 21. Juli 1852. Anwendung. 


$. 59. 


Der Direktor und die Räthe des Pfandbriefamtes, ſowie die Bauverſtän 
digen werden nach der für den Dienſteid mittelbarer Staatsbeamten vorgeſchri 
benen Eidesnorm bei ihrem Amtsantritt von dem Kommiſſarius des Magiſtra 
($. 60), die Subaltern- und Kaſſenbeamten von dem Direktor in Eid und Pflicht 
genommen. N 

ö $. 60. , 
I Ma Der Vorſitzende des Magiſtrats der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berl 
Ba. Rom. ernennt aus den Mitgliedern deſſelben einen beſtändigen Kommiſſarius zur ſpezi 
mei len Beaufſichtigung der Geſchäftsführung des Pfandbriefamtes. 1 
Dieſer Kommiſſarius iſt befugt, den Sitzungen der Direktion, des Aus 
ſchuſſes und der Generalverſammlung beizuwohnen und jeden Beſchluß / 4 


Rn ͥ ͥ u 


ntereſſen des Inſtitutes ver⸗ 


zu ſuspendiren. 
Er hat, wenn er von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht hat, an den 

Magiſtrat zu berichten, welcher darüber entſcheidet, ob der ſuspendirte Beſchluß 

ur Ausführung gelangen foll. 

Gegen die Entſcheidung des Magiſtrats findet nur der Rekurs an den 
Minister des Innern ſtatt. 8 


$. 61. 


Der Ausſchuß beſteht aus Deputirten dev Grundbeſitzer. Der Ausſchuß 
Die Zahl der Deputirten ſoll der Anzahl der vorhandenen ſtädtiſchen 15200 N 
Feuerſozietäts⸗Reviere entſprechen. x 51 5 
Die Generalverſammlung beſteht aus von den Grundbeſitzern aus ihrer 
Mitte zu deputirenden Mitgliedern und es ſollen in derſelben die Beſitzer der 
bepfandbrieften Grundſtücke jedes Feuerſozietäts⸗Revieres durch drei Deputirte 
vertreten ſein. 
$. 62. 


\ In jedem der ſtädtiſchen Feuerſozietäts⸗Reviere wird von den Beſitzern Wahlen der 
der in demſelben bepfandbrieften Grundstücke aus deren Mitte ein Deputirter fur denen, 
nd ein Stellvertreter zum Ausſchuß und drei Deputirte und drei Stellvertreter ſchuß und für 
Generalverſammlung gewählt. a 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. Für die während dieſer Zeit etwa 5 
usſcheidenden Deputirten ſind die Stellvertreter einzuberufen. 


$. 63. 


| Die Wahl wird von dem Magiſtrat angeordnet und in jedem Reviere 
durch einen von ihm zu beſtimmenden Gemeindebeamten geleitet, welcher einen 
Protokollführer aus der Zahl der ſtimmberechtigten Grundbeſitzer zuzuziehen hat. 
Sie geſchieht in der Art, daß jeder der erſchienenen Wähler in dem erſten 
Wahlakt einen Stimmzettel mit dem Namen zweier von ihm für den engeren 
Ausſchuß zum Deputirten und Stellvertreter beſtimmten Kandidaten, in dem 
zweiten Wahlakt einen Stimmzettel mit dem Namen von ſechs von ihm für 
die Generalverſammlung zu Deputirten und Stellvertretern beſtimmten Kandi⸗ 
daten abgiebt. 
; Von denjenigen beiden Kandidaten, welche in dem erſten Wahlgang die 
abfolute Mehrheit und die meiſten Stimmen erhalten haben, iſt der, welcher weniger 
emen wie der andere erhalten, als zum Stellvertreter berufen zu be⸗ 
rachten. 
| Von denjenigen ſechs Kandidaten, welche im zweiten Wahlgang die ab⸗ 
ſolute Mehrheit und die meiſten Stimmen erhalten haben, ſind die drei, welche 

ter dieſen ſechs Kandidaten die meiſten Stimmen erhalten haben, als zu De⸗ 
putirten bei der Generalverſammlung, die drei, welche jenen in der Stimmen⸗ 
zahl am nächſten kommen, als zu deren Stellvertretern gewählt zu betrachten. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Iſt bei dem erſten Skru⸗ 
tnium eine abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo iſt zu einer engeren Wahl 

Nr, 7087.) f 64* zu 
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ji fehreiten, auf welche von den Kandidaten, die die mehrſten Stimmen erhalten, 
oppelt fo viel Kandidaten zu bringen find, als Stellen noch zu beſetzen find. 
Das Wahlrecht muß in Perſon geübt werden; nur die Vertretung der 
Ehefrauen durch ihre Ehemänner, der Minderjährigen durch die Väter und Vor⸗ 
Be 11 25 der moraliſchen Perſonen durch eigends zu beſtellende Bevollmächtigte 
iſt zuläſſig. 2 
Die Einladung zu den Wahlen erfolgt durch die für die Bekanntmachungen 
des Pfandbriefamtes 6 70.) beſtimmten Zeitungen. 3 


F. 64. 


Der engere Der Ausſchuß erwählt aus ſeiner Mitte einen engeren Ausſchuß von ſechs 
Ausschuß. Mitgliedern. Dieſer engere Ausſchuß tritt regelmäßig alle drei Monate unter 
8 dem Vorſitz des Magiſtratskommiſſarius zuſammen. Er iſt durch denſelben in 
Kenntniß von den Geſchäfts⸗ und Kaſſenverhältniſſen zu erhalten und hat den 
ordinairen und extraordinairen Kaſſenreviſionen durch die von ihm zu denſelben 
zu deputirenden Mitglieder beizuwohnen. Er hat die Beſchlüſſe des weiteren 
Ausſchuſſes über den Etat und die Rechnung vorzubereiten. ; 


$. 65. 
Der weitere Ausſchuß tritt jährlich zu einer Sitzung zuſammen. 
Er ertheilt 


a) die Decharge über die Rechnung und regulirt die Etats. 3 
Der erſte Etat wird von der Direktion unter Genehmigung des 5 
Magiſtratskommiſſarius feſtgeſtellt Er bleibt in Kraft bis zum Be⸗ 
ſchluſſe des zuerſt einzuberufenden Ausſchuſſes , 3 
p) Beſchwerden über die Direktion in materieller und formeller Beziehung 
iſt er anzunehmen befugt und ſie, mit ſeinem Gutachten begleitet, dem 
Magiſtratskommiſſarius unter Vorbehalt des Rekurſes an den Magiſtrat 
zur Entſcheidung vorzulegen; 5 
c) er hat das Recht zu Vorſchlägen auf Abänderungen des Statuts / 


d) er nimmt den über die Verwaltung des ganzen Inſtitutes jährlich von 
der Direktion zu erſtattenden Bericht in Empfang. 


Die etwaigen Bemerkungen über denſelben hat er zur weiteren Veranlaſſung 
an den Magiſtratskommiſſarius gelangen zu laſſen. a 


$. 66. 


Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes ($. 65.) werden nach einfacher Stimmen; = 
mehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit giebt die Stimme des den 
Jahren nach älteſten Mi 5 den Ausſchlag. Sie find durch den Kommiſſa⸗ 


ius dem Magiſtrat zur Kenntnißnahme reſp. Beſtätigung vorzulegen. 5. 67 4 
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$. 67. 
Die ordentliche Generalverſammlung findet alle drei Jahre ſtatt. „Zusammen. 
Eine außerordentliche Berufung derselben kann durch den Magistrat er- ae amen 
folgen. Sie muß erfolgen, wenn der Ausſchuß dies beantragt. lung. 


Die Berufung erfolgt Seitens des Magiſtrats durch die für die Bekannt⸗ 
machungen des Pfandbriefamtes beſtimmten Blätter. Ihr wird ein von der 
Direktion erſtatteter ſchriftlicher Bericht über die geſammte Lage des Inſtitutes 
und der zu ihrer Beſchlußnahme geftellten Vorlagen erſtattet. 


$. 68. 


g Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung werden vom Magiſtratskommiſ⸗ 
ſäarius dem Magiſtrate eingereicht, welcher dieſelben, ſofern fie Aenderungen des 
Sthatutes bezwecken ($. 72.), dem Miniſter des Innern mittelſt gutachtlichen 
Berichts vorzulegen hat. 

$. 69. 


3 Dem Magiſtratskommiſſarius ſteht jederzeit frei, von dem geſammten der Ma. 
Geeſchäftsgange Kenntniß zu nehmen, ſämmtliche Akten und Bücher einzufehen serie N 
und die Kaſſen zu revidiren. det die erſte 
5 Beſchwerden ſowohl über die Verwaltung und den Geſchäftsgang, als a 
auch über Mitglieder der Direktion werden von ihm geprüft und erledigt. 8 
N Von feinen Anordnungen findet die Berufung an den Magiſtrat im Wege 
der Beſchwerde ſtatt. . 

Gegen die Entſcheidung des Magiſtrats ſteht dem Beſchwerdeführer der 
Rekurs an den Miniſter des Innern offen. 


$. 70, 


Die Blätter, durch welche die öffentlichen Bekanntmachungen des Vereins organe für 
erfolgen müſſen, ſind: Velen, 
d J) der Königlich Preußiſche Staatsanzeiger, e 
2) die National- Zeitung, 

3) die Börſen⸗Zeitung, 

4) die Voſſiſche Zeitung, 

5) die Spenerſche Zeitung und 

6) die Bank- und Handels -Zeitung. 

95 Sollte eines dieſer Blätter eingehen, ſo beſtimmt die Direktion dasjenige 
Blatt, welches an deſſen Stelle treten ſoll und macht die getroffene Wahl in 

| den bisher benutzten Blättern bekannt. 


9 
Die nöthigen Geſchäftsreglements werden, bis das Pfandbriefamt voll- Heſchafts. 


1 


ſtän⸗ Reglements. 


- m. = 
ſtändig organiſirt iſt, von dem Magiſtrate, demnächſt von der Direktion nach 
vorgängiger Genehmigung derſelben durch den Magiſtrat erlaſſen. 


K. 72. 


Abänderung Abänderungen dieſes Statutes, wozu auch die im $. 7. vorgeſehene Abän⸗ 
der Statuten, derung des Zinsfußes der Pfandbriefe gehört, ſind von der Generalverſammlung 
zu beſchließen. Sie bedürfen der Genehmigung des Staates. 


§. 73. 


Ulebergangs⸗ Bis die Organiſation des Pfandbriefamtes in Gemäßheit dieſes Statutes 
Beſtimmüngen. zur Ausführung gelangt iſt, verwaltet eine von dem Magiſtrate interimiſtiſch 
einzuſetzende Direktion die Geſchäfte des Pfandbrief⸗Inſtitutes. 
Die interimiſtiſch vom Magiſtrate eingeſetzte Direktion hat alle Rechte und 
Pflichten, welche in dieſem Statute dem Berliner Pfandbriefamte beigelegt ſind. 
Sie vollzieht ihre Verfügungen und die Ausfertigung von Pfandbriefen 
unter der Firma: „Das Berliner Pfandbriefamt.“ 


$. 74. 


Während dieſes Interimiſtikums (F. 73.) werden die Geſchäfte der Bau- 
verſtändigen und der Unterbeamten durch die von dem Magiſtrate für die Ueber⸗ 
nahme derſelben zu beſtimmenden Perſonen verſehen. ö 

Die denſelben zu gewährenden Remunerationen und die von den Kaſſen⸗ 
beamten zu beſtellenden Kautionen werden von dem Magiſtrate feſtgeſtellt. ei 

Die Dokumente des Wfandbrief - Inftitutes werden bis dahin, wo das 
Pfandbriefamt im Vefihe eigener dazu geeigneter Lokalitäten fein wird, in dem 
Depoſitorium des Magiſtrats aſſervirt. 


§. 75. 


Die Geſchäftskoſten, ſoweit ſie vorläufig aus den Beiträgen der dem 
Pfandbrief⸗Inſtitute beigetretenen Grundbeſitzer zum Verwaltungsfonds nicht be 
ſtritten werden können, ſchießt die Stadt⸗Hauptkaſſe vor. 

Sie ſind derſelben aus dem Verwaltungsfonds des Pfandbrief⸗Inſtitutes 
in 10 9 „ſobald die laufenden Einnahmen deſſelben die laufenden Ausgaben 
überſteigen. 

Bevor die Vorſchüſſe der Stadt⸗Hauptkaſſe nicht vollſtändig getilgt Ind, 
können Ueberſchüſſe aus dem Verwaltungsfonds an den Reſervefonds ($. 35.) 
nicht abgeführt werden. 


Das Berliner Pfandbrief-Inſtitut ſchuldet dem Inhaber dieſes Pfand⸗ 
briefes die Summe von Thalern, welche in Gemäßheit der 4 
Statuten des Berliner Pfandbrief⸗Inſtitutes mit vier und einem halben 
Prozent für das Jahr verzinſt wird. 
| Der Pfandbrief ift von Seiten des Gläubigers unkündbar. Er kann 

von Seiten des Pfandbriefamtes nur in Folge vorausgegangener Ausloo⸗ 
ſung Behufs der ſtatutenmäßigen Amortiſation und nach vorangegangener 
dreimonatlicher Kündigung zum Nennwerth eingelöſt werden. Die Kündi⸗ 
gung geſchieht durch die für die Bekanntmachungen des Pfandbriefamtes 
beſtimmten öffentlichen Blätter. 
| Die Zahlung der Zinſen erfolgt nur gegen Beibringung der beſon— 
ders ausgefertigten Zinskupons. 

N Berlin, den ten Januar 18. 


i (Trockenes Siegel.) 
Das Berliner Pfandbriefamt. 
(Drei Unterſchriften.) 


Eingetragen in das Pfandbriefbuch 
. ö 


Buchhalter. 


Zins⸗ Kupon . 
’ des 
Berliner Pfandbriefes 
Lit! : . 


über 


. Thaler. 
Inhaber dieſes empfängt am die halbjährlichen Zinſen 
des oßenbegeichneten ruft am, mit Thalern von der Kaffe 
unterzeichneten 
Berlin, ten Januar 18. 


Das Berliner Pfandbriefamt. 
(Trockenes Siegel.) 
f N. N., 
Buchhalter. 


Dieſer Zinskupon werte in vier Jahren, 


2 vom 31. Dezember des Jahres an gerechnet, 


in Rn der SEE fällt. 
©. 
Talon 
zu dem 


gerliner „ 
EHF 9 


über 


Thaler. 


. Der Vorzeiger dieſes Talons erh ält ohne weitere Prüfung 1 Legitima ⸗ 2 
tion die für den vorſtehend bezeichneten al, neu auszufertigenden Zind: 
Kupons für fünf Jahre, vom „ſofern 2 
dagegen Seitens des Inhabers des Pfandbriefes nch vorher e Biber 
lan bei dem Pfandbriefamte eingereicht iſt. 
Berlin, den ..ten Januar 18.. 


Das Berliner Pfandbriefamt. 
N. N., 
Buchhalter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berli; . get in der a Geheimen Ober Hofbuchdruckerk 
(R. v. Decker). a 


